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1. Vorwort: 

Um den vernichtenden ĂFluchñ gegen die Deutschen und das heimt¿ckische Wesen 

des ĂPhantomsñ (Metapher) auf deutschem Boden verstehen zu kºnnen, muss der 

Leser den vºlkerrechtlichen IST-Zustand verinnerlicht haben.  

Nur auf der Grundlage des vollen Bewusstseins ¿ber diese vier Punkte und deren 

vollstªndige vernetzte geistige Erfassung, kann die geistige Arbeit beim Leser 

beginnen und das unablªssige Gegenwirken bis hin zum Brechen des Fluches 

erfolgen. 

 
Bild aus dem Film-Klassiker ĂFantomasñ:  https://de.wikipedia.org/wiki/Fantomas_(1964)  

Der vºlkerrechtliche Staat ĂDeutschlandñ = das ĂDeutsche Reichñ / sog. ĂNazi-

Deutschlandñ ist offiziell 1945 nicht untergegangen! 

Das Potsdamer Abkommen Teil II zur Beendigung des vºlkerrechtlichen 

Kriegszustandes wurde nicht umgesetzt und auch die Entnazifizierung und 

Entmilitarisierung wurde fr¿hzeitig gestoppt.  

Heute werden zahlreiche verbotene und verachtete Nazi-Gesetze von Hitler bis 

heute in der ĂBundesrepublik Deutschlandñ (ĂBRDñ) weitergef¿hrt, 

einschlieÇlich der ĂDeutschen Staatsangehºrigkeitñ vom 05.02.1934 von 

Wilhelm Frick im Auftrag von Adolf Hitler und dessen NSDAP. 

Diese Bundesrepublik Deutschland wurde - gleichsam der Deutschen 

Demokratische Republik - in der jeweiligen Besatzungszone als 

Besatzungsverwaltung auf diesen nicht untergegangenen ĂNazi-Deutschlandñ 

installiert und im Rahmen der psychologischen Kriegsf¿hrung auf Grundlage 

der Haager Landkriegsordnung Artikel 24 erbarmungslos als neuer deutscher 

Kernstaat propagiert.  

https://de.wikipedia.org/wiki/Fantomas_(1964)
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Deutschland f¿r UN noch ĂFeindstaatñ Seit 1945 befindet sich Deutschland in einer 

bizarren Situation: Als groÇer UN-Geldgeber und verlªsslicher Partner ist es nach der 

UN-Charta noch immer "Feindstaat". Die Politik sieht es gelassen." 
Quelle: https://www.welt.de/geschichte/article160307764/Deutschland-fuer-UN-noch-Feindstaat.html  

 
ĂDie von einer Besatzungsmacht ausge¿bte Herrschaft wird als Besatzungsregime 

bezeichnet.ñ ñEs kºnne nur ein Grundgesetz f¿r einen ¦bergangszustand (é) beschlossen 

werden, f¿r eine FALSE FLAG OPERATION Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht 

Deutschlandñ Carlo Schmid: Erinnerungen, Goldmann Verlag,1981, S. 360 
Quellen: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus238831993/Bundestag-Ampel-Plan-fuer-eine-Ersatzstimme-bei-Bundestagswahlen.html 

https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht https://de.wikipedia.org/wiki/Verfassungskonvent_auf_Herrenchiemsee 
 

 

https://www.welt.de/geschichte/article160307764/Deutschland-fuer-UN-noch-Feindstaat.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/plus238831993/Bundestag-Ampel-Plan-fuer-eine-Ersatzstimme-bei-Bundestagswahlen.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht
https://de.wikipedia.org/wiki/Verfassungskonvent_auf_Herrenchiemsee
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2. Die Saat des Bºsen! 
 

Die Gr¿ndung der angloamerikanischen Staatssimulation 

ĂBundesrepublik Deutschlandñ (ĂBRDñ) als der monstrºseste 

Betrug in der gesamten Menschheitsgeschichte! 

 
Verlauf der Tªuschungsmanºver 1949 bis 1990: 

Zur verdeckten Weiterf¿hrung des handlungsunfªhigen "Dritten Reiches" und des zweiten 

Weltkrieges wurde die internationale Weltgemeinschaft, die bereits seit 1949 getªuscht 

worden war, durch die betr¿gerische Aktion der "Wiedervereinigung" vollstªndig hinter das 

Licht gef¿hrt. Die Ereignisse 1989/1990 sind der Hºhepunkt der ab 1949 groÇangelegten 

Tªuschungen/Kriegslisten und veredeln die Staatssimulation AUF dem weiter 

fortbestehenden Deutschen Reich. 

Die sog. ĂDeutsche Einheitñ ist in der Rechtsrealitªt eine Ăangloamerikanische-sowjetische 

Einheitñ, nªmlich die Vereinigung zweier Besatzungsverwaltungen auf dem fortbestehenden 

handlungsunfªhigen Feindstaat Deutschland.   

Um die Tªuschungs- und Betrugsaktion ĂWiedervereinigungñ geistig erfassen zu 
kºnnen, ist es unabdingbar, den vºlkerrechtlich-verbrieften Sachstand in sich 
aufzunehmen, auch wenn es nicht in das propagierte Informationsfeld der sog. 
Ăºffentlichen Meinungñ passt. 
 
R¿ckblende 1945-1949: Vºlkerrechtlicher und offenkundiger Ist-Zustand Deutschlands 
und der Deutschen bis zum heutigen Tage 
08./09. Mai 1945: bedingungslose Kapitulation der drei deutschen Wehrmachtsteile; 
das deutsche Land-Heer, die deutsche Kriegsmarine und die deutsche Luftwaffe!  
Status der Deutschen: Entwaffnete und entrechtete Feinde (ĂDisarmed Enemy 
Forcesñ) mit der gleichgeschalteten Ădeutschen Staatsangehºrigkeitñ vom 05.02.1934 
der NSDAP von Adolf Hitler! Dieser Zustand dauert bis heute fort! 
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23. Mai 1945 : Verhaftung der letzten Reichsregierung unter Karl Dºnitz 
Status des Staates Deutschland: Feindstaat der Vereinten Nationen = aktiver 
Kriegszustand im Kriegsvºlkerrecht, handlungsunfªhig, besetzt und unter 
alliierter Kontrolle 
 

 
ĂDurch die, mit meiner Vollmacht am 9. Mai 1945 abgeschlossene bedingungslose 
Kapitulation der drei deutschen Wahrmachtsteile, hat weder das Deutsche Reich 
aufgehºrt zu bestehen, noch ist dadurch mein Amt als Staatsoberhaupt beendet 
worden. Auch die von mir berufene geschªftsf¿hrende Regierung ist im Amt 
geblieben; mit ihr hat die alliierte ¦berwachungskommission in Flensburg bis zum 23. 
Mai im Geschªftsverkehr gestanden.ñ 
Quelle: Vom Bismarck-Reich zum geteilten Deutschland. Berlin: de Gruyter, 1960. (Deutsche 
Geschichte: Band 6) B¿hler, Johannes 
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05. Juni 1945: Gr¿ndung des alliierten Kontrollrates und Errichtung 

der Besatzungszonen 

 

Das 1938 per Volksabstimmung an Deutschland (das Deutsche Reich) angeschlossene 

¥sterreich wurde von der Ădeutschen Staatsangehºrigkeitñ der NSDAP befreit und 

verk¿ndete im StGBl Nr. 16/1945 die Aufhebung aller Rechtsvorschriften des 

Deutschen Reiches f¿r ¥sterreich. 

Die Alliierten haben dem entsprechend den Rechts- und Gebietszustand des Staates 

Deutschland festgelegt: (SHAEF Gesetz Nr. 52. Artikel VII e) 

ĂDeutschland bedeutet das Deutsche Reich, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden 

hat.ñ 

Durch die Aufhebung des Reichsflaggengesetzes vom 15. September 1935 der NSDAP 

durch den Alliierten Kontrollrat und dem Fortbestand der Verfassung des Deutschen 

Reiches vom 11.08.1919 sind die Reichsfarben des handlungsunfªhigen Deutschlands 

wieder schwarz-rot-gold. 
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ĂMILIT RREGIERUNG ï DEUTSCHLAND  KONTROLL-GEBIET DES OBRERSTEN 

BEFEHLSHABERS Gesetz Nr.1 AUFHEBUNG NATIONALSOZIELISTISCHER GESETZE  

Um die Grundsªtze und lehren der NSDAP aus dem deutschen Recht und der Verwaltung 

innerhalb des besetzten Gebietes auszurotten, um f¿r das deutsche Volk Recht und 

Gerechtigkeit wiederherzustellen und den Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz 

wiedereinzuf¿hren, wird folgendes verordnet: ARTIKEL I 1. Die folgenden 

nationalsozialistischen Grundgesetze, die seit dem 30.januer 1933 eingef¿hrt wurden, sowie 

sªmtliche Ergªnzungs- und Ausf¿hrungsgesetze, Vorschriften und Bestimmungen, verlieren 

hiermit ihre Wirksamkeit innerhalb des besetzten Gebietes: (e) Reichsflaggengesetz vom 15, 

September 1935, RGBl 1/1145.ñ 

 

 
Das NS- Reichsflaggengesetz wurde 1945 aufgehoben!  
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02. August 1945: Die vºlkerrechtlich-verbindlichen Beschl¿sse zur Planlegung der 
Beendigung des Kriegszustandes mit allen kriegsbeteiligten Nationen 
 
Die alliierten GroÇmªchte als militªrische Sieger haben auf die vºlkerrechtliche 
Mºglichkeit verzichtet, den Staat Deutschland in seiner Staatlichkeit durch Annexion 
aufzulºsen.  
F¿r das handlungsunfªhige und besetzte Nazi-Deutschland wurden die politischen 
Grundsªtze der Entnazifizierung und Entmilitarisierung vereinbart. Zu gegebener Zeit 
sollte schlieÇlich eine Regierung f¿r ganz Deutschland gebildet werden, die 
Friedensvertrªge annehmen und unterzeichnen kann, um den Kriegszustand zu 
beenden. 
 
Teil II Rat der AuÇenminister der alliierten Mªchte 
(é) ĂDer Rat wird zur Vorbereitung einer friedlichen Regelung f¿r Deutschland benutzt 

werden, damit das entsprechende Dokument (Friedensvertrag-Komplex) durch die f¿r 

diesen Zweck geeignete Regierung Deutschlands angenommen werden kann, 

nachdem eine solche Regierung gebildet sein wird.ñ 

Teil III Deutschland 
ĂAlliierte Armeen f¿hren die Besetzung von ganz Deutschland durch und das 
deutsche Volk fªngt an, die furchtbaren Verbrechen zu b¿Çen, die unter der Leitung 
derer, welche es zurzeit ihrer Erfolge offen gebilligt hat und denen es blind gehorcht 
hat, begangen wurden. Auf der Konferenz wurde eine ¦bereinkunft erzielt ¿ber die 
politischen und wirtschaftlichen Grundsªtze der gleichgeschalteten Politik der 
Alliierten in Bezug auf das besiegte Deutschland in der Periode der alliierten Kontrolle.  
Das Ziel dieser ¦bereinkunft bildet die Durchf¿hrung der Krim-Deklaration ¿ber 
Deutschland. Der deutsche Militarismus und Nazismus werden ausgerottet, und die 
Alliierten treffen nach gegenseitiger Vereinbarung in der Gegenwart und in der 
Zukunft auch andere MaÇnahmen, die notwendig sind, damit Deutschland niemals 
mehr seine Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens in der ganzen Welt bedrohen 
kann. 
 
(é)Entsprechend der ¦bereinkunft ¿ber das Kontrollsystem in Deutschland wird die 
hºchste Regierungsgewalt in Deutschland durch die Oberbefehlshaber der Streitkrªfte 
der Vereinigten Staaten von Amerika, des Vereinigten Kºnigreichs, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken und der Franzºsischen Republik nach den 
Weisungen ihrer entsprechenden Regie-rungen ausge¿bt - und zwar von jedem in 
seiner Besatzungszone - sowie gemeinsam in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des 
Kontrollrates in den Deutschland als Ganzes betreffenden Fragen. (é)ñ 

 

ĂEs ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche Volk zu vernichten oder zu 
versklaven. Die Alliierten wollen dem deutschen Volk die Mºglichkeit geben, sich 
darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage 
von neuem wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen des deutschen 
Volkes unablªssig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es ihm 
mºglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den freien und friedlichen Vºlkern 
der Welt einzunehmen.ñ 
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3. Die grºÇte Tªuschung aller Zeiten! 

1. Die Errichtung zweier auslªndischer Besatzungsregime auf dem Feindstaat 

Deutschland, die von den herrschenden Kreisen der angloamerikanischen 

Mªchte und deren ĂVereinten Nationenñ (ĂUNñ) trickbetr¿gerisch als ĂStaatenñ 

ausgegeben werden! 

und 

2. Die sog. ĂWiedervereinigungñ, die keine war, sondern nur eine Vereinigung 

zweier Besatzungsregime auf dem ungeteilt fortbestehenden Deutschland - 

dem ĂDeutschen Reichñ. Das sog. ĂDritte Reichñ ¿berdauert als Ganzes 

handlungsunfªhig im Zustand vom 31. Dezember 1937 die Zeit bis in die 

heutige Zeit! Der profitable weltweite Kriegszustand wird dadurch erfolgreich 

aufrechterhalten. 
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Phase 1 - 1949-1989 Herrschaft der alliierten Besatzungsmªchte! 

ĂBesatzungsmacht bezeichnet einen Staat, der einen anderen Staat oder einen Teil 

davon besetzt hªlt. (é) Die von einer Besatzungsmacht ausge¿bte Herrschaft wird als 

Besatzungsregime bezeichnet.ñ (Wikipedia) 

Die drei West-Alliierten schlossen ihre drei Besatzungszonen zu einer gemeinsamen 

sog. ĂTrizoneñ zusammen: Unterzeichnung des Abkommens ¿ber eine Drei-Mªchte-

Kontrolle in Deutschland am 8. April 1949. 

 

Der besetzte Feindstaat Deutschland mit seiner zugrundeliegenden ĂDeutschen 

Verfassung vom 11. August 1919ñ hat nach der Aufhebung des Reichsflaggengesetzes 

von Adolf Hitler wieder die Reichsfarben schwarz-rot-gold! Diese Verfassung wird aber 

bis heute durch das sog. ĂNeue Staatsrechtñ der NSDAP von 1934 ¿berlagert! 
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I. Perfekte Kriegslist: Die BRD-Staats-Simulation 

Regierungsanweisung JCS 1067: Deutschland wird nicht mit dem Ziel der Befreiung 

besetzt, sondern als eine besiegte feindliche Nation zur Durchsetzung alliierter 

Interessen. 
Vgl. Quelle: https://ghdi.ghi-dc.org/sub_document.cfm?document_id=2297&language=german  

Trickbetrug ĂLondoner Empfehlungñ: Die westalliierten Besatzungsmªchte installieren 

in der Trizone ihr hauseigenes Besatzungsregime und verleihen ihm die irref¿hrende 

Bezeichnung ĂBundesrepublik Deutschlandñ (ĂBRDñ). 

ĂOperation unter falscher Flaggeñ in gewaltiger Dimension: 

Das angloamerikanische Besatzungsregime tritt als der besetzte Staat Deutschland 

auf: Dieses angloamerikanische Besatzungsregime wird mit den Farben schwarz-rot-

gold und dem Reichsadler gewappnet, so dass ein lupenreines Besatzungsregime vor 

den Augen der Weltºffentlichkeit irref¿hrend durch die Verwendung der Zeichen und 

Symbole die Gestalt des besetzten Staates annimmt.  

Die gew¿nschte Wirkung blieb nicht aus: Im Jahre 2023 ist nahezu jeder Mensch auf 

der Erde der Auffassung - sªmtliche Prªsidenten der Erde eingeschlossen - dass 

dieses angloamerikanische Besatzungsregime ĂBundesrepublik Deutschlandñ (Kurz: 

BRD) der Staat ĂDeutschlandñ sei! Die monstrºse Gigantomanie dieser erfolgreich 

vollzogenen Tªuschung ist f¿r die meisten Menschen kaum vorstellbar! 

 

Auch die Besatzungsverwaltung der UdSSR in der ĂSowjetischen Besatzungszoneñ 

(ĂSBZñ) erhªlt ebenfalls eine irref¿hrende staatsªhnliche Bezeichnung: ĂDeutsche 

Demokratische Republikñ 

 

 

Auch das sowjetische Besatzungsregime ĂDeutsche Demokratische Republikñ erhªlt 

die Farben schwarz-rot-gold des besetzten Staates, allerdings wird hier ein 

sowjetisches Emblem auf der Flagge als Erkennungszeichen der zugehºrigen 

Besatzungsmacht verwendet. 

https://ghdi.ghi-dc.org/sub_document.cfm?document_id=2297&language=german
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Beide Besatzungsverwaltungen geben in ihrer ĂGrundordnungñ dar¿ber 
Auskunft, dass das Deutsche Reich fortbesteht mit der Ădeutschen 
Staatsangehºrigkeitñ vom 05.02.1934 der NSDAP - Adolf Hitler.  

 
ĂVerfassung der Deutschen Demokratischen Republik   
vom 7. Oktober 1949  

Art. 1.  

Deutschland ist eine unteilbare demokratische Republik; sie baut sich auf den 
deutschen Ländern auf.  

Die Republik entscheidet alle Angelegenheiten, die für den Bestand und die 
Entwicklung des deutschen Volkes in seiner Gesamtheit wesentlich sind; alle übrigen 
Angelegenheiten werden von den Ländern selbständig entschieden.  

Die Entscheidungen der Republik werden grundsätzlich von den Ländern ausgeführt.  

Es gibt nur eine deutsche Staatsangehörigkeit. ñ 

Quelle: https://www.verfassungen.de/ddr/verf49.htm  

ĂGrundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland  
vom 8. Mai 1949  

Art. 116  

Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher 
Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt  oder als Flüchtling oder 
Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder 
Abkömmling in dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. 
Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat . 

Art. 139 

Die zur "Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus und Militarismus" 

erlassenen Rechtsvorschriften werden von den Bestimmungen dieses Grundgesetzes 

nicht ber¿hrt.ñ  

https://www.verfassungen.de/ddr/verf49.htm
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Beide Besatzungsregime - sowohl die BRD als auch die DDR - sind im Auftrag der 

auslªndischen Besatzungsmªchte im Rahmen des Besatzungsstatus errichtet worden 

und damit sind es ausdr¿cklich keine Ădeutsche Staatenñ, sondern reine 

Besatzungsverwaltungen der alliierten Siegermªchte! 

Grundsatzrede Prof. Dr. Carlo Schmid am 11. Mªrz 1948 vor dem 

Parlamentarischen Rat: 

ĂDies kommt auch zum Ausdruck in der Bestimmung der Londoner Empfehlungen, 

wonach die Besatzungsmªchte das Besatzungsstatut gerade deswegen vor der 

Abstimmung in den einzelnen Lªndern verk¿nden wollen, damit - wie es heiÇt - das 

deutsche Volk wisse, in welchem Rahmen das Grundgesetz gelten soll.  

 

ĂDeutschland existiert als staatliches Gebilde noch - es ist rechtsfªhig, es ist aber 

nicht mehr geschªftsfªhig.ñ  

ĂWir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder West-Deutschlands zu machen, 

wir haben keinen Staat zu errichten.ñ 

ĂEs gibt kein westdeutsches Staatsvolk und es wird keines geben. Nur das gesamte 

deutsche Volk kann volkssouverªn handeln.ñ 

ĂWenn man einen solchen Zustand nicht will, dann muss man dagegen handeln 

wollen. Das wªre aber dann Sache des deutschen Volkes selbst und nicht die Sache 

sog. Ăstaatlicher Organeñ, die sich ihre Akte jeweils vorher genehmigen lassen 

m¿ssen.ñ 
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Vºlkerrechtlicher Bruch ab 1949:  

Die herrschenden Kreise der angloamerikanischen Mªchte brechen die 

vºlkerrechtlich-verbindlichen Vereinbarungen des Potsdamer Abkommens: 

Das angloamerikanische Besatzungsregime auf dem fortbestehenden ĂDritten Reichñ 

werden Hans-Maria Globke und ¿ber 50.000 NS-Beamte als Ăneuer deutscher 

Kernstaatñ zur Verf¿gung gestellt, um das handlungsunfªhige Nazi-Deutschland zur 

Fortsetzung des Krieges verdeckt weiterzuf¿hren!  

Das Besatzungsregime ĂBundesrepublik Deutschlandñ, getarnt als der Staat 

ĂDeutschlandñ wird vollstªndig renazifiziert und remilitarisiert trotz vºlkerrechtlich-

verbindlicher Verpflichtung zur Ausrottung des deutschen Nazismus und Militarismus. 

Die NS-Justiz wird ebenfalls reaktiviert:  

ĂDas Gesetz zur Regelung der Rechtsverhªltnisse der unter Artikel 131 des 

Grundgesetzes fallenden Personen war ein Bundesgesetz zur Ausf¿hrung des 

Regelungsauftrags in Art. 131 GG aus dem Jahr 1951. Es regelte die 

Rechtsverhªltnisse von Beamten in der 1949 gegr¿ndeten Bundesrepublik 

Deutschland, die vor dem 8. Mai 1945 in das Beamtenverhªltnis berufen wurden und 

danach ausgeschieden waren, ohne seitdem wiederverwendet oder versorgt worden 

zu sein. Der durch das Gesetz beg¿nstigte Personenkreis wurde umgangssprachlich 

131er genannt. Zu den Ăverdrªngten Angehºrigen des ºffentlichen Dienstes und 

aufgelºster Dienststellenñ gehºrten gem. Ä 1 bis 4 des Gesetzes u. a. Beamte, 

Hochschullehrer und Richter aus den Vertreibungsgebieten, Beamte in nicht mehr 

existierenden Verwaltungen und Berufssoldaten sowie alle Personen, die wegen ihrer 

Betªtigung im Deutschen Reich 1933 bis 1945 nach dem Gesetz zur Befreiung von 

Nationalsozialismus und Militarismus zunªchst nicht oder nicht ihrer fr¿heren 

Stellung entsprechend verwendet wurden und keine entsprechende Versorgung mehr 

erhielten. Dazu gehºrten auch Angestellte und Arbeiter sowie ihre Hinterbliebenen.ñ 

Quelle: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_zur_Regelung_der_Rechtsverh%C3%A4ltnisse_der_unt

er_Artikel_131_des_Grundgesetzes_fallenden_Personen  

1952 - Stalin kritisiert diesen - Zitat: Ăunnormalen Zustandñ und drªngt auf 

Friedensvertrªge mit allen kriegsbeteiligten Nationen und einer Regierung f¿r das 

gesamte handlungsunfªhige Deutschland.  

Einige Monate spªter stirbt Josef Stalin unter mysteriºsen Umstªnden! 

  

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_zur_Regelung_der_Rechtsverh%C3%A4ltnisse_der_unter_Artikel_131_des_Grundgesetzes_fallenden_Personen
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesetz_zur_Regelung_der_Rechtsverh%C3%A4ltnisse_der_unter_Artikel_131_des_Grundgesetzes_fallenden_Personen
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4. Das Phantom wird vorbereitet! 

 
Das angloamerikanische Besatzungsregimes ĂBRDñ-Tªuschungsmodell unter 

falscher-Flagge wird von den angloamerikanischen Besatzungsmªchten als neuer 

deutscher Staat chauffiert und dieser falsche Anschein mit zahlreichen In-sich-

Geschªften immer weiter manifestiert! 

1953  

Die BRD ¿bernimmt getarnt als der vºlkerrechtliche Staat ĂDeutschlandñ die 

Staatsschulden (einschlieÇlich der Restschulden des Versailler Friedensvertrages von 

1919) 

ĂMit dem Londoner Schuldenabkommen (auch: Abkommen ¿ber deutsche 

Auslandsschulden, im Folgenden auch kurz LSA), das nach langwierigen 

Verhandlungen am 27. Februar 1953 in London unterzeichnet und durch Gesetz vom 

24. August 1953 f¿r das Bundesgebiet ratifiziert wurde (BGBl. 1953 II 331, 556), wurden 

die deutschen Auslandsschulden geregelt. Die dem Abkommen bis 1956 beigetretenen 

Staaten vertraten mehr als neunzig Prozent der Forderungen gegen Deutschland.ñ  

Hermann Josef Abs unterzeichnet das Londoner Schuldenabkommen am 27. Februar 

1953 (Im nationalsozialistischen Deutschland war er ab 1938 Vorstandsmitglied der 

Deutschen Bank AG sowie ab 1940 Mitglied des Aufsichtsrats der I.G. Farben.) 

1954 

Pariser Vertrªge 

Perfekte Kriegslist - die ultimative Irref¿hrung hat bis zum heutigen Tage den Verstand 

der gesamten Menschheit lahmgelegt  

23. Oktober 1954 - Pariser Vertrªge 
 
ĂArtikel l 
(1) Die Bundesrepublik hat volle Macht ¿ber ihre inneren und ªuÇeren 
Angelegenheiten, vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Vertrages. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages und der in Artikel 8 aufgef¿hrten Vertrªge (in 
diesem Vertrag als "Zusatzvertrªge" bezeichnet) werden die Drei Mªchte das 
Besatzungsstatut aufheben und die Alliierte Hohe Kommission sowie die Dienststellen 
der Landeskommissare auflºsen.ñ 
 
Das hauseigene Besatzungsregime ĂBRDñ wird als das besetzte Deutschland 
betrachtet und in diesem Schauspiel vom Besatzungsstatut befreit, obwohl die BRD 
selbst das Instrument und Mittel zur Besetzung Deutschlands ist. (Der Stuhl wird als 
Boden angesprochen)  
 
(Ein groÇes Schauspiel: Im Hintergrund bleibt die tatsªchliche Rechtsprechung, dass das 

Deutsche Reich weiter handlungsunfªhig fortbesteht, im Rechts- und Gebietszustand vom 

31. Dezember, allerdings geachtet - Erstes Gesetz zur Aufhebung des Besatzungsrechts - 

Ausdr¿cklich nicht betroffen sind: Zahlreiche Direktiven des Alliierten Kontrollrats und 

unber¿hrt bleibt ausdr¿cklich das SHAEF Gesetz Nr. 52!) 

1955 

Beitritt des Besatzungsregimes ĂBundesrepublik Deutschlandñ zur Westeuropªischen Union 

und zur Nato am 9. Mai 1955 
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1955-1956 

Offizieller STOPP der Entnazifizierung in der BRD und der DDR  

Kontrollratsdirektive Nr. 24  
Entfernung von Nationalsozialisten und Personen, die den Bestrebungen der Alliierten 
feindlich gegenüberstehen, aus Ämtern und verantwortlichen Stellungen  

vom 12. Januar 1946  

geändert am 16. November 1946 (ABl. S. 228, ber. S. 287) für die Bundesrepublik 
Deutschland außer Wirkung gesetzt durch  
Artikel 2 des Gesetzes Nr. A -37 der Alliierten Hohen Kommission vom 5. Mai 1955 
(ABl. AHK S. 3268)  
für die DDR außer Wirkung gesetzt durch  
Beschluss des Ministerrats der UdSSR über die Auflösung der Hohen Kommission der 
Sowjetunion in Deutschland vom 20. September 1955  
Quelle: https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm 

Nikita Sergejewitsch Chruschtschow 

ĂNach dem Tod Josef Stalins leitete er mit seiner 1956 auf dem XX. Parteitag der 

KPdSU gehaltenen Geheimrede die Entstalinisierung ein, was als Beginn der 

Tauwetter-Periode gilt. Chruschtschow wurde 1958 auch Vorsitzender des Ministerrats 

und damit Regierungschef der Sowjetunion. Er initiierte zahlreiche Reformen, vor 

allem in Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik, Bildung und Kultur.ñ 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Nikita_Sergejewitsch_Chruschtschow 

 

https://www.verfassungen.de/de45-49/kr-direktive24.htm
https://de.wikipedia.org/wiki/Nikita_Sergejewitsch_Chruschtschow
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I. Sonntag, der 13. August 1961 

ĂAnweisung zur Durchf¿hrung der Operation Deco II (geheimer Plan 

der NATO zur militªrischen Eroberung der DDR) 

 

ñDie BRD-Staatssimulation und ihr aggressives Auftreten im NATO-Militªrb¿ndnis 

zeigen Wirkung: GemªÇ des Resonanzprinzips versteht sich das Besatzungsregime 

ĂDeutsche Demokratische Republikñ der UdSSR ebenfalls als Staat und es folgt die 

Sicherung der ĂStaatsgrenzeñ: 
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ĂII. Provokationen und andere feindliche Handlungen An der Staatsgrenze West der 

DDR (é)ñ  
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ĂDie Hallstein-Doktrin   
 
war eine außenpolitische Doktrin der Bundesrepublik Deutschland von 1955 bis 1969. 
Als eine politische Leitlinie besagte sie, dass die Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen zur Deutschen Demokratischen Republik (DDR) durch Drittstaaten als 
Ăunfreundlicher Aktñ gegen¿ber der Bundesrepublik betrachtet werden m¿sse. 
Etwaige Gegenmaßnahmen der Bundesrepublik waren nicht festgelegt. Damit war eine 
weite Skala von wirtschaftlichen Sanktionen bis zum Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen mit dem betreffenden Staat möglich. Ziel war es, die DDR außenpolitisch 
zu isolieren und zu destabilisieren.  
 
Die sozialliberale Koalition unter Willy Brandt gab die Hallstein -Doktrin auf. Sie war 
immer schwieriger zu handhaben und beschränkte auch die bundesdeutsche 
Außenpolitik.  
 
Grundlage der Doktrin war der Alleinvertretungsanspruch, d.  h. die Auffassung, 
wonach die Bundesrepublik Deutschland die einzige legitime Vertretung des 
deutschen Volkes sei.  Hingegen waren weder der Deutsche Volkskongress noch die 
Regierung in der reals ozialistischen DDR demokratisch legitimiert. Dass nur die 
Bundesrepublik die Deutschen international vertreten dürfe, wurde aus der damaligen 
Präambel des Grundgesetzes abgeleitet, wobei nach der Verfassung der DDR deren 
Bürger ebenfalls die deutsche Staat sangehºrigkeit besaÇen.ñ 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Hallstein-Doktrin  
 
Die Staatsbürgerschaft der DDR  wurde am 20. Februar 1967 durch das Gesetz über die 
Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Republik 
(Staatsbürgerschaftsgesetz)  eingeführt, das von der Volkskammer der DDR 
beschlossen wurde. Von der Bundesrepublik Deutschland wurde das DDR -
Staatsbürgerschaftsgesetz nicht generell für unbeachtlich gehalten, insoweit das 
Wiedervereinigungsgebot und damit auch der ĂFortbestand der [gesamt] -deutschen 
Staatsangehºrigkeitñ gewahrt blieben. 

ĂRechtliche Wirksamkeit im Verhªltnis zum RuStAGñ 

Gemäß ihrer Rechtsauffassung maß die Bundesrepublik Deutschland einer 

eigenständigen Staatsbürgerschaft der DDR nur eine begrenzte Bedeutung und 

Rechtswirkung bei. [4] DDR-B¿rger galten ebenso wie Bundesb¿rger als ĂDeutsche im 

Sinne des Grundgesetzes ñ (Art. 116 GG ). Daran hielt die Bundesrepublik auch fest, 

nachdem sie den Alleinvertretungsanspruch  aufgegeben hatte.ñ 

Quelle: 

https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsb%C3%BCrgerschaft_der_DDR#Rechtliche_Wirksamkeit_im_Verh

%C3%A4ltnis_zum_RuStAG 

  

https://de.wikipedia.org/wiki/Hallstein-Doktrin
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsb%C3%BCrgerschaft_der_DDR#Rechtliche_Wirksamkeit_im_Verh%C3%A4ltnis_zum_RuStAG
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsb%C3%BCrgerschaft_der_DDR#Rechtliche_Wirksamkeit_im_Verh%C3%A4ltnis_zum_RuStAG
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1970 - Beide alliierte Besatzungsverwaltungen werden endg¿ltig als 

Staaten betrachtet 

Diplomatie und Rªnkeschmiede 

Der Moskauer Vertrag wurde am 12. August 1970 zwischen der Sowjetunion und der 

Bundesrepublik Deutschland im Katharinen-Saal des Kremls in Moskau geschlossen 

(BGBl. 1972 II S. 354 ff.).  

Im Moskauer Vertrag verpflichten sich beide Lªnder den internationalen Frieden 

aufrechtzuerhalten und den Entspannungsprozess zu fºrdern, damit sich die Lage in 

Europa normalisiert.  

Insbesondere werden die Oder-NeiÇe-Linie als Westgrenze der Volksrepublik Polen 

und die Grenze zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und der 

Bundesrepublik Deutschland als unverletzlich erklªrt. Der Vertrag wurde f¿r die 

Bundesrepublik von Bundeskanzler Willy Brandt und AuÇenminister Walter Scheel, f¿r 

die Sowjetunion von Ministerprªsident Alexei Kossygin und AuÇenminister Andrej 

Gromyko unterzeichnet. 

Im Zusammenhang mit der Unterzeichnung ¿bergab Scheel seinem sowjetischen 

Amtskollegen den Brief zur deutschen Einheit.  

(Scheel beantragte am 1. Mai 1941 die Aufnahme in die NSDAP und wurde zum 1. Juli 

1941 aufgenommen (Mitgliedsnummer 8.757.104).  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Walter_Scheel  

 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) der BRD hat in seinem Urteil zum Vertrag 

vom 21. Dezember 1972 ¿ber die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik Folgendes festgestellt:  

Das Grundgesetz geht davon aus, Ădass das Deutsche Reich den Zusammenbruch 

1945 ¿berdauert hat und weder mit der Kapitulation noch durch Aus¿bung fremder 

Staatsgewalt in Deutschland durch die alliierten Okkupationsmªchte noch spªter 

untergegangen istñ.  

Die Bundesrepublik Deutschland ist also nicht āRechtsnachfolgerô des Deutschen 

Reiches, sondern als Staat identisch mit dem Staat āDeutsches Reichô, - in Bezug auf 

seine rªumliche Ausdehnung allerdings āteilidentischô, so dass insoweit die Identitªt 

keine AusschlieÇlichkeit beansprucht.ñ1 BVerfG, Urteil vom 31. Juli 1973, 

Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, 36. Band, 1 (15f.) = Neue Juristische 

Wochenschrift 1973, 1539.   

1973 - Vereinte Nationen (siehe: https://unric.org/de/mitgliedstaaten/ ) Das 
angloamerikanisch geführte Feindstaatenbündnis gegen Deutschland   
    
ĂDie Deutsche Demokratische Republik und die Bundesrepublik Deutschland wurden 
am 18. September 1973 Mitglieder der Vereinten Nationen. Durch den Beitritt der 
Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober 
1990 haben sich die beiden deutschen Staaten vereinigt und bilden einen souveränen 
Staat.ñ 

https://de.wikipedia.org/wiki/Walter_Scheel
https://unric.org/de/mitgliedstaaten/
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5. Die Geburt des Phantoms! 

 
Beweis A: 
 

Die angebliche ĂWiedervereinigungñ 1990 der grºÇte Betrug der 

Menschheitsgeschichte! 

Bei der sog. ĂWiedervereinigungñ Deutschlands handelt es sich um den Gipfel der 

Tªuschung gegen die gesamte Menschheit. Der Begriff "Wiedervereinigung" ist in der 

Rechtsrealitªt unsinnig, da Deutschland seit dem 23. Mai 1945 als Ganzes niemals 

geteilt wurde, sondern einfach handlungsunfªhig fortbestand und weiterhin in der 

rªumlichen Ausdehnung vom 31. Dezember 1937 gemªÇ der offenkundigen 

Rechtsprechung handlungsunfªhig fortbesteht. Auf diesem ungeteilten Staatsgebiet 

existieren lediglich die verschiedenen Besatzungs- bzw. Verwaltungszonen. 

Ab 1990 hat die eine Besatzungs- und Treuhandverwaltung (ĂBRDñ) einfach die andere 

Treuhand- und Besatzungsverwaltung des alliierten Verb¿ndeten UdSSR (die ĂDDRñ) 

durch Kriegslisten ¿bernommen und sich das ¿bernommene Territorium 

verwaltungstechnisch einverleibt. (Ăeingemeindetñ) 

Die Vereinigung der auslªndischen Besatzungsregime zu einer vergrºÇerten BRD-

Besatzungsverwaltung wurde scheinbar lange vorher von Ălanger Handñ geplant:  

 
ĂDeutscher Bundestag Wissenschaftliche Dienste Zum rechtlichen Fortbestand des 

ĂDeutschen Reichsñ Das BVerfG hat diese Rechtsprechu8ng seit der Wiedervereinigung 

nicht geªndert. Mit dem Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland zum 3. Oktober 1990 ging 

die Deutsche Demokratische Republik im Rahmen einer sogenannten Staateninkorporation 

unter. Das Territorium der Bundesrepublik erweiterte sich um das Gebiet der neuen 

Bundeslªnder. Am Fortbestand des Deutschen Reichs in der Gestalt der Bundesrepublik 

Deutschland ªnderte sich durch den Beitritt nichts.Į  A Sezession A+B Inkorporationñ 
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Streichung Geltungsbereich im Grundgesetz f¿r die BRD  

am 18. Juli 1990! 

 
ĂArtikel 23 wird aufgehobenñ 

Einigungsvertrag 31. August 1990: Die DDR tritt der BRD bei - inklusive 

Urkundenfªlschung! 

 
ñInÅkorÅpoÅraÅtiÅon  Substantiv, feminin [die] 1. MEDIZIN Aufnahme von kºrperfremden 

Bestandteilen in den Organismus 2a. RECHTSSPRACHE Eingemeindung In Deutschland 

ist der Begriff auch ein Rechtsbegriff im Kommunalrecht f¿r die Eingliederung von 

mindestens einer Gemeinde oder eines gemeindefreien Gebietes in eine bereits bestehende 

Gemeinde. Die aufnehmende gemeinde bleibt dabei bestehen, die eingegliederte wird 

aufgelºst und verliert ihre Rechtsfªhigkeit.ñ 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland)  

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland)
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Der Einigungsvertrag ist der Vertrag vom 31.  August 1990 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über die 
Auflösung der DDR, ihren Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland und die deutsche 
Einheit.  Im Jahre 1990 wurde der Vertrag zwischen beiden deutschen Staaten 
(Ÿ deutsche Teilung) ausgehandelt. Verhandlungsführer und Unterzeichner auf der 
Seite der Bundesrepublik war der damalige Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble 
und auf der Seite der Deutsche n Demokratischen  Republik der Parlamentarische 
Staatssekretär Günther Krause. Er wurde am 20.  September 1990 von der 
Volkskammer der DDR angenommen (299 Ja -Stimmen, 80 Nein -Stimmen, 1 
Stimmenthaltung). Am selben Tage stimmte der Bundestag dem Vertrag zu (440 Ja -
Stimmen, 4 7 Nein-Stimmen, 3  Stimmenthaltungen).  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Einigungsvertrag  

 
 

 

 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Einigungsvertrag
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I. Der Ă2+4-Vertragñ! 

Der Vertrag ¿ber die abschlieÇende Regelung in Bezug 
auf Deutschland vom 12. September 1990 
Die Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Demokratische Republik, die 
Franzºsische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjet-Republiken, das Vereinigte 
Kºnigreich GroÇbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika - (é) 
sind wie folgt ¿bereingekommen: (Ausz¿ge) 
ARTIKEL 1 
(1) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutschland, der 
Deutschen Demokratischen Republik und ganz Berlins umfassen. Seine AuÇengrenzen 
werden die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik sein und werden am Tage des Inkrafttretens dieses Vertrags endg¿ltig sein. Die 
Bestªtigung des endg¿ltigen Charakters der Grenzen des vereinten Deutschlands ist ein 
wesentlicher Bestandteil der Friedensordnung in Europa. 
ARTIKEL 4 
(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen 
Demokratischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
erklªren, dass das vereinte Deutschland und die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken in vertraglicher Form die Bedingungen und die Dauer des 
Aufenthalts der sowjetischen Streitkrªfte auf dem Gebiet der heutigen Deutschen 
Demokratischen Republik und Berlins sowie die Abwicklung des Abzugs dieser 
Streitkrªfte regeln werden, der bis zum Ende des Jahres 1994 im Zusammenhang 
mit der Verwirklichung der Verpflichtungen der Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik, auf die sich Absatz 2 des 
Artikels 3 dieses Vertrags bezieht, vollzogen sein wird. 
(2) Die Regierungen der Franzºsischen Republik, des Vereinigten Kºnigreichs 
GroÇbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen diese 

Erklªrung zur Kenntnis. 

Hans-Dietrich Genscher (20. April 1944) mit der NSDAP-Mitgliedsnummer 

10.123.636 Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_von_NSDAP-Parteimitgliedsnummern 

https://de.wikipedia.org/wiki/Hans-Dietrich_Genscher
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_von_NSDAP-Parteimitgliedsnummern
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Die Tªuschung aller Vºlker durch eine absurde ĂWiedervereinigungñ veredelt 

die BRD-Staatssimulation!  
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ĂDie von einer Besatzungsmacht ausge¿bte Herrschaft wird als Besatzungsregime 

bezeichnet.ñ ñEs kºnne nur ein Grundgesetz f¿r einen ¦bergangszustand (é) beschlossen 

werden, f¿r eine FALSE FLAG OPERATION Die Bundesrepublik Deutschland ist nicht 

Deutschlandñ Carlo Schmid: Erinnerungen, Goldmann Verlag,1981, S. 360 

Quellen: https://www.welt.de/politik/deutschland/plus238831993/Bundestag-Ampel-Plan-fuer-eine-

Ersatzstimme-bei-Bundestagswahlen.html https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht 

https://de.wikipedia.org/wiki/Verfassungskonvent_auf_Herrenchiemsee 

 

https://www.welt.de/politik/deutschland/plus238831993/Bundestag-Ampel-Plan-fuer-eine-Ersatzstimme-bei-Bundestagswahlen.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/plus238831993/Bundestag-Ampel-Plan-fuer-eine-Ersatzstimme-bei-Bundestagswahlen.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Besatzungsmacht
https://de.wikipedia.org/wiki/Verfassungskonvent_auf_Herrenchiemsee
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Genaugenommen ist alles in Bezug auf Deutschland und die Deutschen ab 1949 - seit 

dem Bruch des Potsdamer Abkommens - ohne vºlkerrechtliche Grundlage 

beschlossen worden und ung¿ltig.  

Zustand bis heute: 

ĂDas Bundesverfassungsgericht hat in stªndiger Rechtsprechung festgestellt, dass 
das Vºlkerrechtssubjekt ĂDeutsches Reichñ nicht untergegangen und die 
Bundesrepublik Deutschland nicht sein Rechtsnachfolger, sondern mit ihm als 
Vºlkerrechtssubjekt identisch istñ. (Irref¿hrung: Die Besatzungsverwaltung ĂBRDñ ist 
nicht der vºlkerrechtliche Staat Deutschland = das ĂDeutsche Reichñ!) 
Quelle: https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2015-06/380964-380964  
 

 

Ergebnis! 

Privatrechtliche Herrschaft - Pirat-Privat-Besitz 

Ab 1990: Illegale Bemªchtigung von Deutschland durch private 

Interessensorganisationen! 

Diese Privatiers verhindern bis heute die Handlungsfªhigkeit des vºlkerrechtlichen 

Staates Deutschland.  

Diese Personenkreise sind ¿ber sog. ĂFreimaurerlogenñ (ĂClubsñ) organisiert, tªtigen 

Machtmissbrauch und zerstºren einfach alles, was gut und schºn ist auf der 

Grundlage privatrechtlicher (mafiºser) Handelsebene! 

 

Die herrschenden Personen-Kreise auf deutschem Boden sind keine Vertreter des 

vºlkerrechtlichen Staates Deutschland!  

Man kann diese Personen nur als gesetzlose Okkupanten u./o. Piraten betrachten, die 

einen Staat Deutschland wie ein Phantom betr¿gerisch vorgaukeln! 

In der Rechtsrealitªt ist die ĂBundesrepublik Deutschlandñ (ĂBRDñ) bis heute nur eine 

angloamerikanische Besatzungs- und Treuhandverwaltung AUF dem vºlkerrechtlichen 

Staat Deutschland! 

Die sog. Ăfreiheitlich demokratische Grundordnungñ der BRD, das Grundgesetz f¿r die 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2015-06/380964-380964
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Bundesrepublik Deutschland wurde mit Lºschung des Geltungsbereiches ab 1990 

vºlkerrechtlich einfach beseitigt!  

Heute wird das Grundgesetz wie eine Vereinsverfassung im privaten Handelsrecht 

nach Bedarf verwendet.  

Der sog. ĂBundñ ist eine Vereinigung bzw. Vereinsb¿ndnis der BRD-ĂBundeslªnderñ! 

Die internationale Gemeinschaft ist bis heute vollkommen getªuscht, weil man denkt, 

dass diese sog. Ădeutschenñ Politiker den vºlkerrechtlichen Staat Deutschland 

vertreten. Als Angestellte / ĂBediensteteñ der vollprivatisierten Staats-Simulation 

vertreten diese privaten Personen dagegen nur die Interessen ihrer Auftraggeber. 
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BEWEIS B: 

 
Das Grundgesetz f¿r die BRD wird ab 1990 aufgehoben! 

Der Geltungsbereich im Artikel 23 Grundgesetz f¿r die BRD wurde ab 1990 ersatzlos 

gelºscht!  

Internationale Grundregel: Kein Gesetz ist g¿ltig ohne Geltungsbereich!  

Das Grundgesetz f¿r die BRD wurde damit ab 1990 einfach auÇer Kraft gesetzt!  

 

ĂBundesgesetzblatt Teil II_1990_Nr. 35 vom 28.09.1990 Seite 890 

Kapitel II Artikel 4  

Beitrittsbedingte  nderung des Grundgesetzes 

ĂArtikel 23 wird aufgehobenñ 

----- 

Zur Tarnung/ Maskierung hat der sog. ĂBundesgesetzgeberñ Jahre spªter den Artikel 

23 mit ĂEU-Betriebsbestimmungenñ ausgef¿llt! 

 

Der Einigungsvertrag ist aus einer Vielzahl von Gr¿nden nichtig. 

1) Die Ăneuen Bundeslªnderñ erst nach der sogenannten Ădeutschen Einheitñ 

gegr¿ndet worden sind!  

 

2) Im Einigungsvertrag wurde Urkundenfªlschung betrieben durch den 

nachtrªglichen Eintrag, dass die DDR der BRD beitritt! Damit liegt das 

unverjªhrbare Verbrechen des Betrugs vor! Zeuge Gregor Gysi und weitere 

Beteiligte!  

 

3) Vºlkerrechtlicher Bruch: Die beiden Besatzungsregime BRD und DDR wurden 

als deutsche Staaten propagiert und im Rahmen des Genrationswechsels 

wurde die ahnungslose getªuschte Bevºlkerung um ihr vºlkerrechtlich-

verbindliches Recht zur Erf¿llung des Potsdamer Abkommens gebracht. 

 

4) Der Beitritt der DDR erfolgte in ein Gebilde ohne Geltungsbereich, sodass sich 

die alliierten Besatzungszonen in ein NICHTS verwandelten! 

 

5) Das Grundgesetz f¿r die BRD wird seitdem wie eine Vereinsverfassung 

gehandhabt und nach Bedarf im privaten Handelsrecht angewendet. Daher wird 

das Grundgesetz f¿r die BRD seit 1990 auch als ĂVerfassungñ gef¿hrt und 

propagiert. Ă 
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BEWEIS C: 

ĂGebietskºrperschaften des sog. Ăºffentlichen Rechtesñ AUF dem 

handlungsunfªhigen Staat Deutschland = Deutsches Reich, die AUF einzelnen Teilen 

des Staatsgebietes Deutschlands hoheitliche Rechte aus¿ben und dort als 

handelsrechtliche Unternehmen f¿r Machtmissbrauch privater Interessen benutzt 

werden. Eine Gebietskºrperschaft ist eine Kºrperschaft, deren Zustªndigkeit und 

Mitgliedschaft territorial bestimmt sind.[1] Ihre Gebietshoheit ist jeweils auf einen rªumlich 

abgegrenzten Teil des Staatsgebietes beschrªnkt. Sie grenzt sich dadurch von solchen 

Kºrperschaften ab, deren Mitgliedschaft durch persºnliche Eigenschaften bestimmt wird.ñ  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Gebietsk%C3%B6rperschaft 

 

 
ĂGebietskºrperschaft Eine Gebietskºrperschaft, deren Zustªndigkeit und Mitgliedschaft 

territorial bestimmt sind. Ihre Gebietshoheit ist jeweils auf einen rªumlich abgegrenzten Teil 

des Staatsgebietes beschrªnkt. Sie begrenzt sich dadurch von solchen Kºrperschaften ab, 

deren Mitgliedschaft durch persºnliche Eigenschaften bestimmt wird.ñ 
Quelle BRD-Verwaltungs-Pyramide: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland)  

 

https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6rperschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Gebietsk%C3%B6rperschaft#cite_note-rausch-1
https://de.wikipedia.org/wiki/Gebietshoheit
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatsgebiet
https://de.wikipedia.org/wiki/Gebietsk%C3%B6rperschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland)
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ĂStaatsrechtlich ist die Bundesrepublik Deutschland somit eine juristische Person des 

ºffentlichen Rechts ï eine Gebietskºrperschaft -, die Trªger von Rechten und Pflichten ist 

und durch ihre Organe handelt.ñ  
Quelle: https://www.amazon.de/Staatsrecht-I-Staatsorganisationsrecht-Academia-Iuris/dp/3800665506 

Quelle BRD-Verwaltungs-Pyramide: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland) 

 

BEWEIS D: 

Die Wirklichkeit:  

Die BRD besteht aus einer Haupt-Gebietskºrperschaft; der sog. ĂBundñ, welcher 

seinerseits die Verwaltungskompetenz an Tºchter-Unternehmen - die sog. 

ĂBundeslªnderñ abgegeben hat! 

Halten die sog. ĂFreimaurerorganisationen (NGOs)ñ die Phantom-Herrschaft des sog. 

ĂBundesñ aufrecht?  

Geht diesen Personenkreisen immer nur um eines: ĂGeschªfte auf Teufel komm rausñ? 

Die mit dem Bund verbunden Unternehmen: 

Auch Gebietskörperschaften wie der Bund sind  nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs als Unternehmen  i. S. d. § 15 Aktiengesetz (AktG) anzusehen . Für 
Unternehmensbeteiligungen des Bundes gelten daher grundsätzlich die aktienrechtlichen 
Vorschriften über verbundene Unternehmen. 
Mit dem Bund verbundene Unternehmen, gegenüber denen der Bund als 
herrschendes Unternehmen anzusehen ist, unterliegen damit bei Vorliegen der 
weiteren Voraussetzungen der Berichtspflicht nach § 312 AktG.  Zur Erleichterung der 
Erfüllung einer etwaigen Berichtspflicht nach § 312 AktG ist hier eine alphabetische 
Zusammenstellung der mit dem Bund im Sinne der §§ 15 ff. AktG verbundenen 
Unternehmen und rechtlich unselbstständigen Einrichtungen eingestellt. 
Quelle: 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Priv
atisierungs_und_Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-
verbundene-unternehmen.html 
 

https://www.amazon.de/Staatsrecht-I-Staatsorganisationsrecht-Academia-Iuris/dp/3800665506
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland)
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-verbundene-unternehmen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-verbundene-unternehmen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Bundesvermoegen/Privatisierungs_und_Beteiligungspolitik/Beteiligungspolitik/Beteiligungsberichte/liste-mit-bund-verbundene-unternehmen.html
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Zitat: ĂDie einzelnen Bundeslªnder besitzen zwar eine eigene Landesregierung, 
Verwaltung und Gerichtsbarkeit, ihre Kompetenzen leiten sich jedoch vom Bund ab, 
dem die Kompetenz-Kompetenz[1] zugestanden wird.ñ 
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland) 

Als Kompetenz -Kompetenz  (auch Kompetenzkompetenz) wird in den Staatswissenschaften 
die Kompetenz verstanden, sich selbstständig neue Entscheidungskompetenzen zu 
geben.[1][2] Ausgehend von dem Begriff der Kompetenz als der Fähigkeit und der Befugnis 
sozialer Akteure, durch eigene Handlungen bestehende normative Verhältnisse zu 
ändern,[3][4] bedeutet Kompetenz-Kompetenz - so viel wie die Rechtsmacht und die 
Legitimation zur Begründung eigener Kompetenzen.  
Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Kompetenz-Kompetenz  

ĂVerwertungsgesellschaften sind private Einrichtungen, denen zur Wahrnehmung 

ºffentlicher Aufgaben in vielen Lªndern eine gesetzliche Monopolstellung zugewiesen 

wurde. Ihr Geschªftsmodell liegt zwischen der quasi-gewerkschaftlichen Funktion 

einer Solidargemeinschaft des ihr angeschlossenen Kollektivs an Urhebern 

gegen¿ber den wirtschaftlich stªrkeren Rechteverwertern und einer quasi-amtlichen 

Funktion, die Einhaltung der Meldepflicht bei der Nutzung von Werken, z. B. bei 

ºffentlichen Auff¿hrungen, Vervielfªltigungen, Rundfunk- und Fernsehausstrahlungen 

sowie Verbreitung im Internet, zu kontrollieren. 

Beweis-Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Verwertungsgesellschaft 

 

 

 

 

 

 

https://de.wikipedia.org/wiki/Land_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Landesregierung_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Gerichtsbarkeit
https://de.wikipedia.org/wiki/Zust%C3%A4ndigkeit
https://de.wikipedia.org/wiki/Kompetenz-Kompetenz
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland)#cite_note-1
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesebene_(Deutschland)
https://de.wikipedia.org/wiki/Kompetenz-Kompetenz
https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%96ffentliche_Aufgaben
https://de.wikipedia.org/wiki/Monopol
https://de.wikipedia.org/wiki/Gesch%C3%A4ftsmodell
https://de.wikipedia.org/wiki/Gewerkschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Solidargemeinschaft
https://de.wikipedia.org/wiki/Rechteverwerter
https://de.wikipedia.org/wiki/Meldepflicht
https://de.wikipedia.org/wiki/Verwertungsgesellschaft
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6. Die Dªmonen-Show des Phantoms ĂDeutschlandñ! 

 

Im Phantom ĂDeutschland-Attrappeñ gibt es nicht mal ein g¿ltiges Wahlrecht, 

unabhªngig davon betrachtet, dass es vºllig sinnlos ist, eine BRD-Partei des 

deutschen-feindlichen BRD-Besatzungsregimes zu wªhlen. 

 

Alles nur ein Ăfalscher Filmñ! 
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ĂStrafgesetzbuch (StGB)  
§ 129 Bildung krimineller Vereinigungen  

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine 
Vereinigung gründet oder sich an einer Vereinigung als Mitglied beteiligt, deren Zweck 
oder Tätigkeit auf die Begehung von Straftaten gerichtet ist,  die im Höchstmaß mit 
Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren bedroht sind. Mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine solche Vereinigung unterstützt 
oder für sie um Mitglieder oder Unterstützer wirbt.  
 
(2) Eine Vereinigung ist ein auf längere Dauer angelegter, von einer Festlegung von 
Rollen der Mitglieder, der Kontinuität der Mitgliedschaft und der Ausprägung der 
Struktur unabhängiger organisierter Zusammenschluss von mehr als zwei Personen 
zur Verfolgu ng eines übergeordneten gemeinsamen Interesses.  
 
(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden,  
 
1. wenn die Vereinigung eine politische Partei ist,  die das Bundesverfassungsgericht 
nicht für verfassungswidrig erklärt hat,  
 
2. wenn die Begehung von Straftaten nur ein Zweck oder eine Tätigkeit von 
untergeordneter Bedeutung ist oder  
 
3. soweit die Zwecke oder die Tätigkeit der Vereinigung Straftaten nach den §§ 84 bis 
87 betreffen. ñ 
 
Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/129.html 
 

 

 

 

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/129.html
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Perfekte Tªuschung der internationalen Gemeinschaft! 

 
ĂEin neues Deutschland entsteht ï f¿r Putin kann das bedauerlich enden ï 

Focus onlineñ  
Quelle: https://m.focus.de/politik/deutschland/analyse-unseres-partnerportals-economist-ein-neues-

deutschland-entsteht-fuer-putin-kann-das-bedauerlich-enden_id_137226795.html 

 

Ergebnis: 

Um die Prªsidenten anderer Nationen wird nahezu pausenlos ein phªnomenales 

Spektakel aufgef¿hrt, die eine Fiktion eines Ăneuen Staates Deutschlandñ vorgaukeln. 

Die Vermutung drªngt sich auf, dass fast ALLE Entscheidungstrªger auf der Erde 

diesem wahnsinnigen BRD-Schauspiel zum Opfer gefallen sind.  
 

Es drªngt sich in dem Zusammenhang auch der Verdacht auf, dass selbst Wladimir 

Putin Opfer dieser laufenden Desinformationskampagne geworden sein kºnnte. 

 

https://m.focus.de/politik/deutschland/analyse-unseres-partnerportals-economist-ein-neues-deutschland-entsteht-fuer-putin-kann-das-bedauerlich-enden_id_137226795.html
https://m.focus.de/politik/deutschland/analyse-unseres-partnerportals-economist-ein-neues-deutschland-entsteht-fuer-putin-kann-das-bedauerlich-enden_id_137226795.html
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Forscher vergleichen erstmals erfolgreich  pfel mit Birnen 

ĂDeutschlandñ = das Deutsche Reich, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat 

Beweis: Alliierte Begriffs-Festlegung im SHAEF-Gesetz No. 52 Artikel VII Absatz 9 e) 

ĂBundesrepublik Deutschlandñ = die irref¿hrende Bezeichnung f¿r die Besatzungs- 

und Treuhandorganisation der west-alliierten Siegermªchte. Beweis: Artikel 116, 120, 
133,139, 146 Grundgesetz f¿r die Bundesrepublik Deutschland. Urteil des BVerfGE vom 

31.07.1973 zum Grundlagenvertrag zwischen der BRD und der DDR (vgl zB BVerfG, 1956-

08-17, 1 BvB 2/51, BVerfGE 5, 85 <126>) 
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ĂHintergrund Mitteldeutsche Zeitung Hintergrund: Intrige, Komplott, Verschwºrung 

18.10.2024, 11:40 Berlin/dpa. ï Zum Wesen der Politik gehºrt das Durchsetzen von 

Interessen. Dass dabei der Zweck mitunter die Mittel heiligt, hat der italienische Staatsmann 

und Politiktheoretiker Niccolo Machiavelli bereits im 16. Jahrhundert erkannt. So gehºren 

auch Intrige, Komplott und Verschwºrung zu den Werkzeugen der Politik. Die grenzen 

und Unterscheidungen sind mitunter flieÇend.ñ 
Quelle: https://www.mz.de/deutschland-und-welt/politik/hintergrund-intrige-komplott-verschworung-

2987075 
 

 
 
Wladimir Putin, Agent Alfred Biolek und der falsche Freund Gerhard Schrºder am 9. 

April 2002 - Quelle: https://www.spiegel.de/panorama/echte-maennerfreundschaft-alfred-gerhard-

und-wladimir-a-191093.html 

+ Wladimir Putins Aussagen vom 9. April 2002  

Quelle: https://www.youtube.com/watch?v=MPP8-vknlMQ  

https://www.mz.de/deutschland-und-welt/politik/hintergrund-intrige-komplott-verschworung-2987075
https://www.mz.de/deutschland-und-welt/politik/hintergrund-intrige-komplott-verschworung-2987075
https://www.spiegel.de/panorama/echte-maennerfreundschaft-alfred-gerhard-und-wladimir-a-191093.html
https://www.spiegel.de/panorama/echte-maennerfreundschaft-alfred-gerhard-und-wladimir-a-191093.html
https://www.youtube.com/watch?v=MPP8-vknlMQ
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BRD-OPERATION unter falscher Flagge! (ĂFalse Flagñ)  
 

 

 

 


